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Migrationspolitik und Kriminalität

Empowerment der Banden
Thorsten Fuchshuber

MIGRATIOUN

hindern, bei dem drei Menschen von 
der Hand eines aus Syrien stammen-
den 26-jährigen Islamisten gestorben 
sind.

Um Abschiebungen nach Syrien 
zu ermöglichen, müsste man mit Ba-
schar al-Assad verhandeln; eine an-
dere Machtstruktur, an die man sich 
diplomatisch wenden könnte, gibt es 
dort nicht. Einen Deal mit den Staaten 
Europas würde Assad sich teuer be-
zahlen lassen, meint Heiko Wimmen 
vom Think Tank „International Cri-
sis Group“ im Nachrichtenportal der 
deutschen „tagesschau“: „Man kann 
sich viele Dinge vorstellen, die die Sy-
rer auf ihrer Wunschliste haben.“ Zur 
Erfüllung eines vermutlich ganz wich-
tigen Punktes auf dieser Liste wäre 
Sahra Wagenknecht, die Vorsitzende 
des „Bündnis Sahra Wagenknecht – 
Vernunft und Gerechtigkeit“ (BSW) 
jedenfalls gerne bereit: „Ich würde 
mir wünschen, dass wir die Wirt-
schaftssanktionen gegenüber Syrien 
aufheben“, sagte die asylpolitische 
Hardlinerin Ende August in der Nach-
richtensendung der „tagesschau“.

Anerkennung von Despoten

Auch finanziell würde Assad si-
cherlich zu profitieren versuchen, 
falls er jene Menschen zurücknähme, 
die nun in Deutschland pauschal unter 
dem Verdacht stehen, Islamist*innen 
zu sein, auch wenn sie in großer 
Mehrheit vor seinem Folterregime 
oder dem „Islamischen Staat“ geflohen 
sind. 

Bereits zu Beginn des zunächst 
gewaltlosen Aufstands gegen ihn im 
Jahr 2011 ließ er im Zuge einer Gene-
ralamnestie auch die damals inhaftier-
ten Islamisten frei. Genau diese Kräfte 
haben die zunächst gegen Assad ge-
richtete „Revolution zu einer islamis-

tischen gemacht“, sagt Îlham Ehmed, 
Vorsitzende des Ministeriums für Au-
ßenbeziehungen im selbstverwalteten 
Rojava im Nordosten Syriens, in einem 
Interview mit der deutschen Wochen-
zeitung „Zeit“: „Wenn die Regierun-
gen heute versuchen, islamistische 
Gefährder an das syrische Regime zu 
übergeben, wird sich dasselbe Szena-
rio wahrscheinlich wiederholen.“ An-
statt auf die eigenen rechtsstaatlichen 
Prozeduren zu vertrauen, gibt man 
Assad quasi seine Munition zurück: 
Es ist wie die Bandenversion einer 
Kreislaufökonomie: Wieder und wie-
der könnte das syrische Regime solche 
Leute dann Richtung Europa schicken, 
um hierzulande für Chaos zu sorgen 
und sie schließlich gegen Bezahlung 
zurückzunehmen.

Wichtiger noch ist das politische 
Prestige, das mit derlei Verhandlun-
gen verbunden ist. Wenn man in diese 
eintritt, „ist damit ein Schritt zur Reha-
bilitierung dieses Regimes getan“, so 
Heiko Wimmer: „Damit wäre eine Auf-
wertung, eine Anerkennung der Le-
gitimität dieses Regimes verbunden.“ 
Was das für die menschenrechtliche 
Situation in dem Folterstaat bedeuten 
würde, liegt für Îlham Ehmed auf der 
Hand: „Wenn jetzt mit dem Regime 
verhandelt wird und die Menschen 
nach Syrien abgeschoben werden, 
dann wird das syrische Regime ein-
fach weitermachen.“

Anerkennung, Aufwertung, Legi-
timität – mehr noch als irgendwelche 
finanziellen Kompensationsleistungen 
ist es diese Münze, deren Zahlung die 
europäischen Staaten zu Komplizen 
macht. Das gilt auch für die „Cash 
gegen Migrationskontrolle“-Deals, 
die die Europäische Union mit Staa-
ten nach dem Vorbild der bereits mit 
Ägypten, Mauretanien und Tunesien 
getroffenen Vereinbarungen noch mit 

weiteren Staaten schließen will, damit 
diese ihr die Flüchtlinge vom Hals hal-
ten sollen (siehe „Dreckige Deals“ in 
woxx 1800).

Ausgesetzt und ausgeliefert

Eine im Mai von einem Konsorti-
um internationaler Medien unter der 
Koordination der niederländischen 
Organisation „LightHouse Reports“ 
veröffentlichte Recherche weist de-
tailliert nach, wie die Staaten Tu-
nesien, Marokko und Mauretanien 
von der EU ausgebildetes Personal 
und EU-finanzierte Ausrüstung ver-
wendet haben, um Flüchtlinge und 
Arbeitsmigrant*innen, die in den be-
treffenden Ländern zum Teil einen le-
galen Status hatten und ihren Lebens-
unterhalt bestritten, „aufgrund ihrer 
Hautfarbe aufgegriffen, in Busse ver-
laden und mitten ins Nirgendwo, oft in 
trockene Wüstengebiete“, gefahren ha-
ben, wo sie ohne Wasser und Nahrung 
ausgesetzt wurden, wie es in einer 
Erklärung von Lighthouse heißt. Dort 
seien sie der Gefahr von Entführung, 
Erpressung, Folter, sexueller Gewalt 
oder gar dem Tod ausgesetzt. Andere 
würden „in Grenzgebiete gebracht, 
wo sie Berichten zufolge von den Be-
hörden an Menschenhändler und Ban-
den verkauft werden“, um Lösegeld 
von den Familien der Betroffenen zu 
erhalten. Auch in Libyen, das eben-
falls von der EU finanziell unterstützt 
wird, arbeiten Behörden und Banden 
bei der Ausbeutung der Flüchtlinge 
oft Hand in Hand, so Volker Türk, der 
Hohe Kommissar der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte. Die ge-
nannten nordafrikanischen Staaten 
handeln also nicht nur rassistisch und 
menschenverachtend, sondern arbei-
ten den örtlichen kriminellen Banden 
regelrecht zu – mit finanzieller Unter-

In Deutschland wird erregt über 
eine generelle Zurückweisung von 
Asylsuchenden diskutiert. Auch in 
anderen Staaten Europas findet man 
diesen Gedanken attraktiv. Doch 
wer legale Fluchtwege verhindert, 
überlässt nicht nur Schutzbedürfti-
ge ihrem Schicksal, sondern macht 
sich erpressbar und stärkt die Macht 
krimineller Banden und Regimes.

Die klassische Form der Schutz-
gelderpressung ist aus Mafia-Filmen 
bestens bekannt: Eine Bande geht in 
den Geschäften in ihrem Viertel hau-
sieren und verspricht Schutz vor einer 
Bedrohung, die von niemand ande-
rem als ihr selbst ausgeht. Wer nicht 
zahlt, dem schlägt man den Laden zu 
Klump. Ein wenig so ist es auch, wenn 
europäische Staaten sich Hilfe von Re-
gimes wie in Syrien oder Afghanistan 
versprechen, um sich der Flüchtlinge 
von dort zu entledigen: Man ist bereit, 
an die Ganoven zu bezahlen, damit 
man seine Ruhe hat. Nur dass man die 
europäischen Staaten anders als die 
kleinen Geschäftsleute in den Filmen 
kaum als Opfer sehen kann, sondern 
vielmehr als Komplizen der Gangster 
verstehen muss.

Während die Taliban den dritten 
Jahrestag der Wiedererrichtung ihres 
Emirats mit einem „Tugendgesetz“ fei-
ern, das Frauen quasi vollständig aus 
dem öffentlichen Leben verbannt, und 
aus Syrien die Berichte nicht abreißen, 
wonach das Assad-Regime weiterhin 
im großen Stil Menschen willkürlich 
einkerkert oder „verschwinden“ lässt, 
wird in Deutschland über einen ge-
nerellen Aufnahmestopp von Flücht-
lingen aus diesen Ländern sowie eine 
forcierte Abschiebung dorthin disku-
tiert. Das Ziel, so will man glauben ma-
chen, sei es vor allem, Terroranschläge 
wie zuletzt den von Solingen zu ver-

https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-assad-abschiebungen-100.html
https://www.ardmediathek.de/video/tagesschau/tagesschau-vom-26-08-2024-mit-gebaerdensprache/phoenix/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLXNvcGhvcmEtNjI5YTcwNjctYjc4Mi00NWQ4LWEzMDAtZjBmYWQzODM4OTc2
https://www.zeit.de/politik/ausland/2024-09/abschiebungen-nach-syrien-islamismus-migrationspolitik-islamischer-staat
https://www.woxx.lu/cash-gegen-migrationskontrolle-dreckige-deals/
https://www.lighthousereports.com/investigation/desert-dumps/
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/07/peace-and-stability-libya-go-hand-hand-human-rights-says-high
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Leichte Beute für Räuber und Menschenhändler: Eine Gruppe von Flüchtlingen auf dem Weg durch den Dschungel des Darién-Gap in Richtung Panama. 
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stützung und stillschweigender Billi-
gung durch die EU.

Ähnlich wie Europa verlassen sich 
auch die USA für ihre Abschottungs-
politik nicht allein auf ihre Grenzan-
lagen, sondern schließen Abkommen 
mit Staaten wie Mexiko, Guatemala, 
Honduras und Panama, um Flüchtlin-
ge und Migrant*innen bereits weit vor 
der US-amerikanischen Grenze abzu-
fangen. „Die USA haben jahrelang ver-
sucht, diese Migration zu unterbinden, 
indem sie ihre lateinamerikanischen 
Nachbarn unter Druck gesetzt haben, 
die etablierten Routen zu schließen 
und Ausländern, die per Flugzeug in 
Länder nahe der US-Grenze einreisen 
wollen, das Visum zu verweigern“, 
schreibt die Journalistin Caitlin Di-
ckerson in der September-Ausgabe des 
US-Magazins „The Atlantic“: „Anstatt 
die Migranten davon abzuhalten, zu 
kommen, hat dieser Ansatz sie einfach 
durch den Dschungel umgeleitet und 
die Durchführung ihrer Passage auf 
kriminelle Organisationen übertra-
gen, die dies eifrig ausgenutzt haben.“ 
Auch hier verhindern alle Bemühun-
gen also keineswegs, dass sich weiter-
hin Menschen wegen Verfolgung, Not 
und Perspektivlosigkeit auf den Weg 
machen. Und auch hier profitieren 
vom Fehlen legaler Fluchtrouten vor 
allem kriminelle Banden – und zwar 
in ganz großem Stil.

Wie die Flüchtlinge, die aus Afrika 
kommend nach Europa zu gelangen 

versuchen, die gefährliche Passage 
übers Mittelmeer vor sich haben, müs-
sen die aus Südamerika in Richtung 
USA sich bewegenden Migrant*innen 
ein ähnlich bedrohliches Hinder-
nis überwinden: den Darién Gap (zu 
Deutsch: „Darién-Lücke“). Dieser liegt 
auf der Landenge, die Süd- und Zen-
tralamerika miteinander verbindet 
und bezeichnet das Stück, auf dem die 
von Feuerland bis Alaska führende 
Straße „Panamericana“ durch einen 
dichten Dschungel unterbrochen ist. 
Über Jahrhunderte galt seine Durch-
querung als undurchführbar und auch 
heute noch ist sie gleichbedeutend mit 
Lebensgefahr. Wer die 1.000 Dollar 
oder mehr nicht aufbringen kann, um 
dieses Terrain per Boot zu umschif-
fen, macht sich für 300 Dollar mit der 
Hilfe von Schleuserorganisationen zu 
Fuß auf den Weg. Mehr als sechzig 
Flüchtlinge sind dort im vergangenen 
Jahr ums Leben gekommen, wobei die 
Dunkelziffer weit höher ist, wie einem 
Bericht des „Council of Foreign Rela-
tions“ zu entnehmen ist.

Torpedierung jeder Hilfe

Vor drei Jahren notierte das deut-
sche Nachrichtenmagazin „Spiegel“, 
die Zahl der Migrant*innen, die diese 
Route nähmen, sei von zuvor jeweils 
rund 10.000 auf 90.000 allein in den 
ersten zehn Monaten des Jahres 2021 
in die Höhe geschnellt. Damals wurde 

das als astronomische Steigerung be-
trachtet. 2023 aber haben sich laut der 
panamaischen Regierung über 520.000 
Menschen auf diesen Weg gemacht; in 
diesem Jahr werden es wohl mehr als 
800.000 sein.

Das mag an der katastrophalen 
politischen Situation in Ländern wie 
Venezuela und der Armut in vielen 
Ländern Lateinamerikas liegen; aber 
dass Menschen so zahlreich das Risiko 
des Darién auf sich nehmen, liegt si-
cher daran, dass es keine alternativen 
Routen gibt. Die Todesopfer, die dies 
fordert, sind laut der Journalistin Cait-
lin Dickerson, die mehrmals Gruppen 
von Migrant*innen auf ihrer gefähr-
lichen Passage durch den Dschungel 
begleitet hat, nicht nur auf die extre-
men Bedingungen dort zurückzufüh-
ren, sondern auch auf die „irrige Logik 
der USA und anderer wohlhabender 
Nationen: Wenn wir die Migration 
erschweren, können wir die Zahl der 
Menschen, die es versuchen, begren-
zen.“ Diese Strategie sei an keinem 
Ort der Welt erfolgreich gewesen, so 
Dickerson, „weder im Mittelmeer, 
noch am Rio Grande oder am Darién 
Gap. Stattdessen kommen jedes Jahr 
mehr Menschen. Was ich im Dschun-
gel gesehen habe, bestätigt das Mus-
ter, das sich auch anderswo abspielt: 
Je schwieriger die Migration ist, desto 
mehr profitieren die Kartelle und an-
dere kriminelle Gruppen, und desto 
mehr Migranten werden sterben.“

Die Kriminalisierung hat auch Fol-
gen für die indigene Bevölkerung vor 
Ort. Für die Menschen, die entlang 
der Fluchtroute und in den panamai-
schen Dörfern jenseits des Darién le-
ben, waren die Migrant*innen, die es 
durch den Dschungel geschafft hatten, 
lange Jahre ein einträgliches legales 
Geschäft, wie Dickerson berichtet. Wo 
der panamaische Staat es unterließ, 
minimale Unterstützung und gesund-
heitliche Versorgung zu garantieren, 
hat die lokale Bevölkerung den Durch-
reisenden Wasser und Essen verkauft, 
gestattete ihnen, auf Privatgrund zu 
campieren, hat sie mit Booten in die 
nächstgrößere Ansiedlung gebracht. 
Bis der Druck auf die USA größer wur-
de, etwas gegen die Migration dort 
zu unternehmen. Heute kann es in 
Panama bis zu zwölf Jahre Haft ein-
bringen, wenn man ökonomisch von 
den Flüchtenden profitiert. Angeboten 
werden all diese „Services“ natürlich 
weiterhin, aber meist nicht von loka-
len Anwohnern, sondern von den Kar-
tellen. Während lokale Politiker*innen 
und indigene Gemeinden fordern, den 
Handel von Waren und Dienstleis-
tungen mit Migrant*innen wieder zu 
legalisieren, sehen sich diese, die sich 
nun noch mehr im Verborgenen be-
wegen müssen, zunehmend mit Raub 
und sexuellen Übergriffen konfron-
tiert. Die Organisation „Ärzte ohne 
Grenzen“, die die Menschen trotzdem 
noch vor Ort versorgte, registrierte al-

https://euobserver.com/undefined/ar5d84590b
https://euobserver.com/undefined/ar5d84590b
https://apnews.com/article/guatemala-honduras-mexico-immigration-border-patrols-917c0fea87c0a807b371da207d34c8cc
https://apnews.com/article/guatemala-honduras-mexico-immigration-border-patrols-917c0fea87c0a807b371da207d34c8cc
https://www.theatlantic.com/magazine/archive/2024/09/darien-gap-route-migrants-panama/679156/
https://www.cfr.org/article/crossing-darien-gap-migrants-risk-death-journey-us
https://www.spiegel.de/ausland/migration-durch-den-darien-gap-zwischen-kolumbien-und-panama-der-wald-der-leben-zerstoert-a-5277dd06-6060-4562-b975-b3a6556d2aaf
https://www.doctorswithoutborders.org/latest/darien-gap-we-crossed-jungle-looking-better-future-not-our-lives-end
https://www.doctorswithoutborders.org/latest/shocking-increase-sexual-violence-reported-darien-gap
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lein im Dezember vergangenen Jahres 
2014 Fälle sexueller Gewalt auf dem 
Weg durch den Darién. Auch hier ist 
die Dunkelziffer vermutlich deutlich 
höher. Im März dieses Jahres hat die 
panamaische Regierung die Organi-
sation gezwungen, ihre Arbeit dort 
einzustellen.

Illegalisierung als Geschäftsgrundlage

Dass Gewalt und Verbrechen ge-
gen Migrant*innen von den staat-
lichen Behörden geduldet oder gar 
begünstigt werden, ist weltweit ein 
Problem. Eine jüngst veröffentlichte 
UN-Studie zu den Fluchtrouten durch 
Afrika in Richtung Mittelmeer erörtert 
nicht nur die zahlreichen Gefahren, 
die die Menschen auf diesen Routen 
erwarten, sondern auch die Passivi-
tät staatlicher Institutionen oder gar 
deren aktives Vorgehen gegen zivile 
Hilfsorganisationen, die angesichts 
der katastrophalen Situation tätig wer-
den wollen. Wie aus dem UN-Bericht 
hervorgeht, sind es überdies nicht die 
Menschenschmuggler selbst, von de-
nen laut den Migrant*innen die größ-
te Gefahr ausgeht, sondern auf den 
Fluchtrouten operierende kriminelle 
Gangs und bewaffnete Banden (siehe 
„Beute der Banden“ in woxx 1795). 
Menschenhandel, sexuelle Ausbeu-
tung und Raub sind nur einige der 
Verbrechen, die von ihnen begangen 
werden, nicht selten unterstützt durch 
staatliche Behörden.

Nun besteht gewiss kein Mangel 
an Medienberichten und Statements 
von Politiker*innen, die das Geschäft 
der Mafia mit den Migrant*innen kri-
tisieren. Das gilt vor allem dann, wenn 

man kriminelle Banden und Men-
schenschmuggler als identisch prä-
sentieren kann. Das Lamento über die 
ausgebeuteten Flüchtlinge gilt dabei 
weniger dem Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalität als dem Ziel, die 
Migration selbst verhindern. „Über die 
Mafias zu reden, ist einfach zu nütz-
lich, um eine menschenrechtsfeindli-
che Antimigrationspolitik durchzuset-
zen“, schlussfolgerte Benno Plassmann 
2017 in der deutschen Tageszeitung 
„taz“ – derartige Diskussionen laufen 
also schon eine ganze Weile. Was da-
bei meist verschwiegen wird ist, dass, 
ähnlich wie beim Drogenhandel, auf 
der staatlichen Kriminalisierung der 
Migration die Geschäftsgrundlage die-
ser Banden beruht.

So kommt die im Juni vergangenen 
Jahres von dem Think Tank „InSight 
Crime“ veröffentlichte Studie „Unbe-
absichtigte Folgen: Wie die US-Einwan-
derungspolitik die organisierte Krimi-
nalität an der Grenze zwischen den 
USA und Mexiko begünstigt“ zu dem 
Ergebnis, dass die von der US-Regie-
rung angewandte Politik der Abschre-
ckung kriminellen Banden nicht nur 
den Geschäftszweig des Menschen-
schmuggels lukrativ gemacht, sondern 
auch zahlreiche andere Möglichkei-
ten eröffnet hat, um Migrant*innen 
auszubeuten. Zudem habe sich das 
Ausmaß der Korruption durch Staats-
bedienstete vergrößert: „Da sich die 
US-Regierung bei der Durchsetzung 
der Einwanderungsbestimmungen 
zunehmend auf Drittländer verlässt 
und Migranten zum Verbleib in diesen 
Ländern drängt, haben Beamte aus 
diesen Ländern ihre illegalen Aktivitä-
ten ausgeweitet. Dazu zählen Erpres-

sung, Entführung und organisierter 
Menschenschmuggel.“

Mit Migrant*innen verdienen 
Mexikos Kartelle mittlerweile sogar 
mehr Geld als mit Drogen, wie die 
woxx-Korrespondentin Kathrin Zeis-
ke schreibt (siehe auch das Interview 
mit dem Soziologien Hector Antonio 
Padilla in woxx 1795). Doch bei finan-
ziellen Profiten allein bleibt es nicht. 
Es tritt der politische Einfluss hinzu. In 
Mexiko etwa haben die Kartelle meh-
rere Regionalregierungen im Griff; die 
lokalen Politiker*innen sind nur Mari-
onetten. Wo aber staatliche Institutio-
nen nicht fähig oder auch nur willens 
sind, rechtsstaatliche Verhältnisse und 
die Sicherheit der Bevölkerung zu ga-
rantieren, beginnt das Gewaltmono-
pol des Staates bereits zu erodieren. 
Lokale Bandenchefs übernehmen die 
Kontrolle.

Ankurbeln der Chaosmaschine

Spätestens das ist der Moment, in 
der Flüchtlinge in all ihrem Elend auch 
noch zur Waffe werden – in den Hän-
den von Gangstern wie in Mexiko, von 
Warlords wie in Libyen, von autoritä-
ren Herrschern wie in Weißrussland 
und Syrien oder Islamisten wie in Af-
ghanistan. Russlands Präsident Wladi-
mir Putin wollte mit der militärischen 
Intervention in Syrien nicht nur Ein-
fluss im Nahen Osten gewinnen, son-
dern den Finger an den Abzug dieser 
Waffe bekommen. Als die Menschen in 
Syrien begriffen, dass aus dem Westen 
keine Hilfe zu erwarten ist, haben sie 
sich dorthin in Bewegung gesetzt.

Erdogan, Lukaschenko, Assad und 
Co. wissen nur zu genau, wie gut man 

auf diese Weise in den westlichen 
Staaten Chaos stiften, womöglich sein 
eigenes Regime legitimieren und dabei 
auch noch abkassieren kann. Wäh-
rend in der EU nicht nur bar jeder 
Menschlichkeit, sondern auch politi-
scher Weitsicht und Urteilskraft über 
die Bekämpfung „irregulärer Migrati-
on“ diskutiert wird, blicken Putin und 
Konsorten erwartungsvoll in Richtung 
Sudan, wo der auch von ihnen befeu-
erte Bürgerkrieg die gesamte Region 
zu destabilisieren droht und die eilig 
ausgehobenen Massengräber für die 
seit Beginn des Krieges im April 2023 
wohl 150.000 Toten inzwischen auch 
mühelos auf Satellitenbildern zu er-
kennen sind. Jeder Fünfte von dort 
– die Bevölkerung zählt rund 50 Mil-
lionen – hat, verjagt durch Krieg und 
Hungersnot, inzwischen sein Zuhause 
verlassen. Der Großteil dieser Men-
schen verbleibt noch als Binnenflücht-
linge im Sudan; aber 2,2 Millionen von 
ihnen haben sich in die benachbarten 
Staaten geflüchtet, einige auf den Weg 
nach Europa gemacht.

Wie „Ärzte ohne Grenzen“ Ende 
Juli meldete, stammen inzwischen 60 
Prozent der Flüchtlinge, die in den 
Jungles von Calais kauern und auf 
Asyl in Frankreich oder auf eine Über-
fahrt nach Großbritannien hoffen, 
aus dem Sudan. Das erbarmungslose 
Spiel mit den Flüchtlingen wird also 
weitergehen. 

Politik, die perspektivisch nicht 
über den Schlagbaum hinausreicht: 
Geschlossener Grenzübergang an 
der finnisch-russischen Grenze; das 
Bild wurde im Mai dieses Jahres 
aufgenommen. Fo
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https://www.doctorswithoutborders.org/latest/shocking-increase-sexual-violence-reported-darien-gap
https://www.doctorswithoutborders.ca/darien-gap-panama-msf-forced-to-suspend-medical-care-for-migrants/
https://www.doctorswithoutborders.ca/darien-gap-panama-msf-forced-to-suspend-medical-care-for-migrants/
https://www.unhcr.org/media/journey-no-one-cares-if-you-live-or-die-abuse-protection-and-justice-along-routes-between-1
https://www.woxx.lu/gewalt-und-verbrechen-auf-migrationsrouten-beute-der-banden/
https://taz.de/Debatte-Manipulation-und-Migration/!5442792/
https://insightcrime.org/wp-content/uploads/2023/06/HGBF-US-Policy-OC-and-Migration-Policy-Brief-InSight-Crime-June-2023-FINAL-ENG.pdf
https://www.woxx.lu/das-us-mexikanische-grenzregime-menschen-werden-in-die-arme-krimineller-netzwerke-getrieben/
https://www.woxx.lu/das-us-mexikanische-grenzregime-menschen-werden-in-die-arme-krimineller-netzwerke-getrieben/
https://www.woxx.lu/das-us-mexikanische-grenzregime-menschen-werden-in-die-arme-krimineller-netzwerke-getrieben/
https://www.msf.org.za/news-and-resources/patient-and-staff-stories/sudanese-asylum-seekers-calais-france

